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Zürich, 11. September 2026 / rha 
 
 
 
 
Revision des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHV 2030) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF) erlaubt sich, obwohl nicht in der Liste der Adressaten 
berücksichtigt, hiermit als Branchenorganisation der fleischverarbeitenden Branche mit seinen rund 
24'000, von der Vorlage ebenfalls direkt betroffenen Mitarbeitenden zur Revision des Bundesgesetzes 
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV 2030) vernehmen zu lassen. Wir ersuchen Sie, 
die nachfolgenden Überlegungen, bei denen wir uns auch auf den Schweizerischen Gewerbeverband 
sgv wie auch die Schweizerische Vereinigung der Verbandsausgleichskassen VVAK abstützen, im 
Rahmen Ihrer Entscheidfindung unbedingt einzubeziehen. 
 
Angesichts der demographischen Entwicklungen in unserem Land erachten wir es als wichtig und 
richtig, dass der Bundesrat mit der Vorlage AHV 2030 die Finanzen der AHV für den Zeitraum 2030 bis 
2040 konsolidieren, die Anreize zur Weiterarbeit stärken, bestimmte Regelungen modernisieren, 
künftige Rentenmodelle vorbereiten und den Vollzug vereinfachen will.  
 
Gleichwohl kommen wir zum Schluss, dass die Vorlage in der präsentierten Form zu einseitig ausge-
fallen ist. Dies deshalb, weil sie zu stark auf neue Einnahmen und Ausweitungen der Beitragsgrund-
lagen setzt anstatt sich endlich der zentralen strukturellen Massnahmen anzunehmen. Vielmehr und 
für uns völlig unverständlich will der Bundesrat letztere einmal mehr einfach auf später verschieben. 
Dies, obwohl er der Lebensweisheit «aufgeschoben ist nicht aufgehoben» folgend und so lange noch 
möglich nicht mehr darum herumkommen wird, sich genau dieser erwiesenermassen grossen Heraus-
forderungen mit voller Kraft anzunehmen. Solange der Bundesrat jedoch nicht gewillt ist, diese für unser 
Land zentrale Aufgabe auch wirklich anzupacken, so lange bleibt uns nichts anderes übrig, als ihn mit 
Nachdruck aufzufordern, die AHV 2030 und auch allenfalls auch weitere künftige Vorlagen aus 
seiner Feder grundlegend zu überarbeiten.  
 
Konkret verlangen wir auch vonseiten der fleischverarbeitenden Branche: 
• eine echte Strukturreform der AHV mit einer schrittweisen und planbaren Anpassung des Refe-

renzalters, gezielten Lösungen für lange Erwerbsbiografien und der Wahrung der Branchen-
lösungen; 

• einen auf strukturelle Parameter ausgerichteten Interventionsmechanismus sowie eine Über-
prüfung der angemessenen Höhe des AHV-Ausgleichsfonds und des Mechanismus zur Renten-
anpassung; 

• den Verzicht auf eine Erhöhung der Lohnbeiträge; 
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• den Verzicht auf eine weitere Erhöhung der Mehrwertsteuer, solange der Finanzierungsbedarf 
nicht durch Strukturreformen nachhaltig gesenkt wurde; 

• den Verzicht auf die vorgesehenen neuen Belastungen, insbesondere auf höhere Beiträge für 
Selbstständigerwerbende, eine generelle AHV-Beitragspflicht für Kranken- und Unfalltaggelder 
sowie eine pauschale Umqualifizierung von Dividenden in Lohn; 

• bessere Anreize für eine längere Erwerbstätigkeit, insbesondere durch den Abbau steuerlicher und 
finanzieller Fehlanreize, die den Nettogewinn einer Erwerbstätigkeit kurz vor oder nach dem 
Referenzalter schmälern; 

• die Wahrung der Flexibilität der 2. Säule und der sozialpartnerschaftlichen Lösungen anstelle einer 
pauschalen Anhebung des Mindestbezugsalters; 

• keine neuen administrativen Belastungen ohne nachgewiesene Notwendigkeit: Neue Melde-
pflichten müssen auf das zwingend Notwendige beschränkt werden und die Digitalisierung muss 
den Vollzug für die Unternehmen, unabhängig von ihrer Grösse, vereinfachen; 

• den Verzicht auf die Änderung der Kassenzugehörigkeit bei der Abwicklung von Lohn- und 
Beitragszahlungen über sog. Payrolling-Firmen, und damit verbunden die Vermeidung von mehr 
Komplexität, Rechtsunsicherheit und Kontrollverlust. Die Durchführung von übertragenen 
Aufgaben im Auftrag der Gründerverbände, wie z.B. im Bereich der beruflichen Vorsorge und der 
Berufsbildung, ist für die Branchen wichtig und muss geschützt werden. 

 
Für eine Berücksichtigung unserer Forderungen im Rahmen Ihrer Entscheidfindung bedanken wir uns 
schon im Voraus. Für allfällige Rückfragen steht Ihnen der Rechtsunterzeichnende zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 

Schweizer Fleisch-Fachverband 
 
 
 
Damian Müller, Ständerat Dr. Ruedi Hadorn 
Präsident Leiter Politik 


